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Reichs-Geſetzblatt. 


MIT. 


Juhalt: Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes vom 23. Mai 1873, betreffend die Gründung und Verwaltung 
des Reichs. Juvalidenfonds. S. 237. — Bekanntmachung, betreffend die Anzeigepflicht für die 
Schweineſeuche, die Schweinepeſt und den Rothlauf der Schweine. S. 240. 


(Nr. 2231.) Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes vom 23. Mai 1873, betreffend die 
Gründung und Verwaltung des Reichs⸗Invalidenfonds. Vom 22. Mai 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ac. + 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Artikel J. 

Aus den Mitteln des Reichs-Invalidenfonds werden in Grenzen der 
Zinſen des für die Sicherſtellung ſeiner geſetzlichen Verwendungszwecke entbehr⸗ 
lichen Aktivbeſtandes vom 1. April 1895 ab Beträge zur Verfügung geſtellt 

1. behufs gnadenweiſer Bewilligung von Penſionszuſchüſſen für diejenigen 
Offiziere, Militärärzte, Beamten und Mannſchaften des deutſchen 
Heeres und der Kaiſerlichen Marine, welche in Folge einer im Kriege 
von 1870/71 erlittenen Verwundung oder ſonſtigen Dienſtbeſchädigung 
verhindert waren, an den weiteren Unternehmungen des Feldzuges 
theilzunehmen und dadurch ein zweites bei der Penſionirung zu der 
wirklichen Dauer der Dienſtzeit zuzurechnendes Kriegsjahr zu erdienen; 

2. behufs theilweiſer Uebernahme der aus dem Dispoſitionsfonds des 
Kaiſers zu Gnadenbewilligungen aller Art (Kapitel 68 Titel 1 der 
fortdauernden Ausgaben des Reichshaushalts⸗Etats) bisher bewilligten 
und fernerhin zu bewilligenden Unterftügungen an nicht anerkannte 
Invalide des Krieges von 1870/71; 

3. behufs Gewährung von Beihülfen an ſolche Perſonen des Unteroffizier⸗ 
und Mannſchaftsſtandes des Heeres und der Marine, welche an dem 
Feldzuge von 1870/71 oder an den von deutſchen Staaten vor 1870 
geführten Kriegen ehrenvollen Antheil genommen haben und ſich wegen 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. Mai 1895. 
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dauernder Au n in n 
Lage pefinön. a 77 
EF 13 2 61070 
Für das Etatsjahr 16955 wid der Ausgabebedarf des Reichs⸗ Anvaliden- 
fonds 
1. zu den Penſionszuſchüſſen (Artikel I 1) auf Einhunderttauſend Mark, 
2. zu den Unterſtützungen für nicht anerkannte Invalide (Artikel 1 2) auf 
Vierhunderttauſend Mark, 
3. zu den Beihülfen für bedürftige ehemalige Kriegstheilnehmer (Artikel 1 3) 
auf Eine Million und Achthunderttauſend Mark feſtgeſetzt. 
Für die ſpätere Zeit müſſen die jeweils erforderlichen Bedarfsſummen auf 
den Reichshaushalts⸗Etat gebracht werden. 


Artikel III. 
Die Beihülfen (Artikel 13) werden nach folgenden Beſtimmungen e 


SR 
Die Beihülfen betragen jährlich einhundertundzwanzig Mark und 
werden monatlich im Voraus gezahlt. 
Dieſelben unterliegen nicht der Beſchlagnahme. 


Ausgeſchloſſen ſind 

a) Perſonen, welche aus Reichsmitteln geſetzliche Invalidenpenſionen 
oder entſprechende ſonſtige Zuwendungen beziehen, 

b) Perſonen, welche nach ihrer Lebensführung der beabſichtigten 
Fürſorge als unwürdig anzuſehen find; 

e) Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze des deutſchen Indigenats 
befinden. 

F. 3. 


Bei gleicher Anwartſchaft entſcheiden für den Vorzug in nach⸗ 
ſtehender Reihenfolge in der Regel: 
a) Auszeichnung vor dem Feinde, 
b) die frühere Feldzugsperiode, an welcher der Bewerber theil⸗ 
genommen hat, 
c) das höhere Lebensalter. 
§. 4. 
Die Zahlung der Beihülfen iſt einzuſtellen, ſobald eine der Vor⸗ 


ausſetzungen weggefallen iſt, unter denen die Bewilligung ſtattgefunden 
hat (Artikel I 3, III §. 2). 
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9. 85 

Der jährlich feſtgeſetzte Ausgabebedarf wird nach dem im Artikel VI 
des Geſetzes vom 8. Juli 1872 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 289) angegebenen 
Maßſtabe der militäriſchen Leiſtungen beziehungsweiſe nach dem im 
Artikel 3 des Geſetzes vom 2. Juli 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 185) 
bezeichneten Matrikularfuße den Regierungen der einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten zur geſetzmäßigen Verwendung überwieſen. 

Für Elſaß⸗Lothringen wird ein unter Berückſichtigung des thal⸗ 
ſächlichen Bedarfs veranſchlagter Betrag vorweg ausgeſondert. Eljaf- 
lothringiſche Landesangehörige, welche im franzöſiſchen Heere den Feld⸗ 
zug von 1870/1 mitgemacht haben und in der Folge Deutſche 
geworden ſind, dürfen bei Bemeſſung des Bedarfs gleichfalls in Betracht 
gezogen werden. 

Die künftig nöthigen Aenderungen des Vertheilungsmaßſtabes 
werden durch den Reichshaushalts-Etat getroffen. 


Artikel IV. 


Die Bewilligung der Penſionszuſchüſſe und Beihülfen (Artikel 11 und 3) 
erfolgt unter Ausſchluß des Rechtsweges im Verwaltungswege. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Prökelwitz, den 22. Mai 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. 
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2. von leeren oder in Ballaft laufenden Fahrzeugen, 
von Fahrzeugen im Küſtenfrachtwerkehr Geſetz vom 22. Mai 
1881 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 97 —) bis zu einer Größe 
von 50 Regiſter⸗Tonnen Netto einſchließlich, ſowie 
von Fahrzeugen, welche den Kanal nach oder von der 
Eider durchlaufen, für jede Regiſter⸗Tonne Netto ... 40 Pfennig. 

3. Die geringſte nach Nr. 1 und 2 für eine Fahrt zu ent⸗ 
richtende Abgabe beträgt 10 Mark. 

4. An Schlepplohn zahlen außerdem 

Segelfahrzeuge bei Benutzung der ordnungsmäßigen 
Schleppzüge:— 
für die erſten 200 Regiſter⸗Tonnen Netto je 40 Pfennig, 
für die überſchießenden Regiſter⸗Tonnen je 2 
Segelfahrzeuge der unter Nr. 2 bezeichneten Art unter 
gleicher Vorausſetzung: 
für die erſten 200 Regiſter-Tonnen Netto e 25 Pfennig, 
für die überſchießenden Regiſter⸗Tonnen je l. wi 20 ei 

Für die Geſtellung von Schlepphülfe für Dampfer oder von beſonderen 
Schleppern für Segelfahrzeuge ſetzt die Kanalverwaltung die Gebühr nach Maß⸗ 
gabe der Größe der geftellten Schleppdampfer und der Dauer der Benutzung feſt. 

5. Während der Monate Oktober bis einſchließlich März werden die Ab— 
gabenſätze unter Nr. 1 bis 3 um 25 Prozent erhöht. 

6. Bei der Feſtſtellung des Geſammtbetrages der zu entrichtenden Abgabe 
werden Bruchtheile einer Mark nach oben auf volle Mark abgerundet. 

7. In den vorſtehenden Abgaben iſt der Erſatz für die Benutzung der 
ſämmtlichen Betriebseinrichtungen des Kanals, ſowie für das Lootſen zwiſchen 
der Brunsbütteler oder der Rendsburger Schleuſe einerſeits und Friedrichsort 
andererſeits mit einbegriffen. 

8. Die Bedingungen und Gebühren für die Zulaſſung von Fahrzeugen, 
welche ihre Fahrt innerhalb des Kanals beginnen oder endigen, werden von der 
Kanalverwaltung feſtgeſetzt. 

2 

Dieſer Tarif tritt am 10. Juni 1895 in Kraft. An demſelben Tage tritt 
der Abgabentarif für die Strecke des Nord⸗Oſtſee⸗Kanals zwiſchen der Holtenauer 
Mündung und der Rendsburger Schleuſe vom 4. Juni 1894 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 465) außer Kraft. 


Herausgegeben im Neichzamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 


